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Wir bedauern es sehr, dass den Verbänden im Gesetzgebungsverfahren weniger als drei 
Werktage zur Stellungnahme für ein Gesetz mit so großer ökologischer und wirtschaftlicher 
Tragweite gewährt werden. Eine Auseinandersetzung mit dem Gesetzentwurf und eine quali-
fizierte Abstimmung innerhalb der Verbände sind bei so knapper Fristsetzung unmöglich. 
Die Verbände vertreten bei den Gesetzgebungsverfahren nicht nur die Interessen ihrer Mit-
glieder, sondern können aufgrund ihres Bezugs zur praktischen Umsetzung der Gesetzesvor-
gaben bereits im Vorfeld auf gravierende Fehler in den immer unübersichtlicher werdenden 
Regelwerken hinweisen.  
Der Gesetzgeber scheint hier nun auf die Kompetenzen der Verbände verzichten zu wollen 
und nimmt somit in Kauf, dass bei der Umsetzung des Gesetzes zahlreiche Hemmnisse und 
Unklarheiten auftreten werden, die erheblichen wirtschaftlichen Folgekosten und Streitfällen 
nach sich ziehen werden. Nicht zuletzt wirkt sich diese Haltung gegen die eigentlichen Ziele 
des Gesetzes aus. 
Aufgrund der begrenzten Zeit können wir nur auf unmittelbar auffällige Punkte kurz ein-
gehen. 
 

1. Zu  § 3 Begriffsbestimmungen 

Die Auslegung des im EEG vom 25.10.2008 verwendeten Begriffes „Landschaftspflege-
material“ hat zu einer deutlichen Fehlsteuerung von Massenströmen und einer Überför-
derung der energetischen Nutzung von klassischen Garten- und Parkabfälle geführt. Wir 
empfehlen, den Begriff Landschaftspflegematerial unter § 3 Begriffsbestimmungen so zu de-
finieren, dass darunter ausschließlich Materialien aus der Pflege von Naturschutzgebieten 
fallen und alle anderen Bioabfälle gemäß § 2 Nummer 1 der Bioabfallverordnung ausge-
schlossen werden. 
 

2. Zu § 27 in Kombination mit § 27a 

Betreiber von klassischen Vergärungsanlagen aus dem landwirtschaftlichen Sektor haben 
zukünftig die Möglichkeit, auch Bioabfälle, wie sie z.B. in der Biomasseverordnung in der An-
lage 1 gelistet sind, zu vergären, ohne den Anspruch auf erhöhte Vergütungssätze gemäß § 
27 Abs. 2 für andere Substrate wie z. B. Mais und Gülle zu verlieren. Die Betreiber solcher 
Anlagen erhalten dann für die Vergärung von Bioabfällen die unter § 27 Abs. 1 genannten 
Vergütungen. 
Der Betreiber einer Bioabfallvergärungsanlage erhält dagegen keine Vergütung nach dem 
EEG, wenn er Stoffe nach § 27 Abs. 2 bzw. die in der Biomasseverordnung unter Anlage 2 
und 3 gelisteten Stoffe vergärt. Diese Ungleichbehandlung ist nicht nachvollziehbar. Von da-
her empfehlen wir, bei der Vergärung von Substraten nach Biomasseverordnung Anlage 2 
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und 3 in Bioabfallbehandlungsanlagen, die nach § 27a EEG vergütet werden, ebenfalls eine 
Vergütung für diese Stoffe nach § 27 zu gewähren. Ansonsten wird die Regelung dazu 
führen, dass klassische Bioabfälle verstärkt den spezialisierten Bioabfallbehandlungsanlagen 
entzogen werden und vermehrt in landwirtschaftlichen Vergärungsanlagen verwertet 
werden. 
 

3. Zu § 27a Absatz 1 

Für zahlreiche Vergärungsanlagen, die als Substrate Bioabfälle wie die Inhalte der Biotonne 
verwerten, stellt sich eine installierte Leistung zwischen 500 Und 1.000 Kilowatt als optimal 
dar. Die hier gewählten Abstufungen für die Bemessungsleistung sind in der Gesetzvorlage 
sehr weit gefasst. Wir empfehlen daher, eine dritte Bemessungsleistung zwischen 500 Kilo-
watt und 5 MW einzuführen. Die Bemessungsleistungen nach § 27a Abs. 1 könnten demnach 
wie folgt lauten: 
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 16,0 Cent pro Kilowattstunde 
2. bei einer Bemessungsleistung von 501 Kilowatt bis 5,0 Megawatt 15,0 Cent pro Kilowatt-
stunde 
3. bei einer Bemessungsleistung von 5,001 Megawatt bis 20 Megawatt 14,0 Cent pro Kilo-
wattstunde. 
 

4. Zu § 27a Absatz 2 

Erreicht der Betreiber einer Bioabfallvergärungsanlage nicht die die geforderte Wärme-
nutzung durch die Kraft-Wärme-Kopplung, so hat er keinen Anspruch auf Vergütung der ein-
gespeisten Strommenge nach dem EEG.  
Hier kann ein Unterschied von wenigen Prozentpunkten bei der Wärmenutzung über den 
vollständigen Wegfall einer Förderung gemäß EEG entscheiden. Hier empfehlen wir eine an-
gemessene Vergütung der eingespeisten Strommenge auch für den Fall, dass eine Wärme-
nutzung nicht im dem vorgesehenen Umfang realisiert werden kann. 
 

5. Zu § 27a Absatz 2 Nr. 1. 

Es wird nicht klar ersichtlich, ob die Wärme in Höhe von 25 Prozentpunkten des in Kraft-
Wärme-Kopplung erzeugten Stroms zur Beheizung des Fermenters sich auf die gesamte 
Wärmemenge oder auf 60 % der gesamten Wärmemenge bezieht. Hier empfehlen wir eine 
unmissverständlicher Formulierung und eine Beispielrechnung im Kommentar. Es stellt sich 
die Frage, für welchen Zeitraum die Vergütungsansprüche nach § 27 Abs. 1 entfallen, wenn 
in einem einzigen Jahr die Anforderungen nicht erfüllt werden. 

 

6. Zu § 27a Absatz 3 Nr. 2 

Bei der Planung von Bioabfallvergärungsanlagen werden in der Regel Vergärungstechno-
logien in bestehende Kompostierungsanlagen integriert. Insbesondere für Betreiber von 
kommunalen Bioabfallbehandlungsanlagen, die an verschiedenen Standorten in ihrem Zu-
ständigkeitsgebiet Anlagen betreiben, bieten sich Konzepte an, bei denen die Vergärung der 
Bioabfälle und die anschließende Nachrotte der Gärrückstände an verschiedenen Standorten 
durchgeführt werden. Für solche Konzepte würde die Vergütung nach § 27a vollständig ent-
fallen.  
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Ferner wird der Begriff „feste Gärrückstände“ nicht definiert. Zur Nachrotte von Gärrück-
ständen ist stets eine gewisse Festigkeit erforderlich, so dass an dieser Stelle die Bezeich-
nung „feste Gärrückstände“ durch „Gärruckstände“ ersetzt werden könnte. Wir empfehlen 
daher für § 27a Abs. 2 Nr. 2 folgende Formulierung: 

„2. die Gärrückstände einer Nachrotte unterzogen werden und die nachgerotteten Gärrück-
stände stofflich verwertet werden“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Der VHE – Verband der Humus- und Erdenwirtschaft e.V. vertritt bundesweit Unternehmen und öffentlich rechtliche 
Körperschaften, die Bio- und Grünabfälle stofflich und energetisch Verwerten. 
 
Herausgeber: 
VHE – Verband der Humus- und Erdenwirtschaft e.V., Kirberichshofer Weg 6, 52066 Aachen 
Tel.: 02 41 / 99 77 119; Fax: 02 41 / 99 77 583 
www.vhe.de; kontakt@vhe.de 
 
Verantwortlich: 
Jochen Lippross, Michael Schneider 


